
 

  

S 48 SO 609/11

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Lebenspartnerschaftsähnliche

Gemeinschaft
Leitsätze 1. Einkommen und Vermögen einer

lebenspartnerschaftsähnlichen
Gemeinschaft sind nach § 43 Abs. 1 SGB
XII auch für Zeiträume vor dem
01.01.2011 zu berücksichtigen.
2. Die für die eheähnliche Gemeinschaft
entwickelten Grundsätze sind ohne
Abweichungen auf die
lebenspartnerschaftsähnliche
Gemeinschaft übertragbar.

Normenkette SGB XII § 43
SGG § 130

1. Instanz

Aktenzeichen S 48 SO 609/11
Datum 11.12.2012

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 SO 8/13
Datum 20.06.2017

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
11. Dezember 2012 teilweise aufgehoben.

II. Die Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum Februar 2017
Leistungen der Grundsicherung im Alter nach dem 4. Kapitel des SGB XII in HÃ¶he
von 67,71 Euro zu zahlen.

III. Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.
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IV. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers auf Leistungen der
Grundsicherung im Alter, insbesondere Ã¼ber das Vorliegen einer
lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Lebensgemeinschaft des KlÃ¤gers mit dem Zeugen
C â�¦

Der 1938 geborene, ledige KlÃ¤ger stellte am 05.11.2009 einen Antrag auf
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Er bezieht eine Altersrente der
Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV) (Stand 07/2009: 226,29 Euro). Er wohnt
gemeinsam mit dem Zeugen in einer Wohnung, der Mietvertrag wurde gemeinsam
abgeschlossen. An Versicherungen bestanden fÃ¼r den KlÃ¤ger eine Unfall- und
eine Trauerfallversicherung, fÃ¼r die der Zeuge jeweils als Bezugsberechtigter im
Todesfall angegeben war. Weiterhin besteht eine Pflegerentenversicherung sowie
zusÃ¤tzlich zu der freiwilligen Krankenversicherung bei der DAK drei weitere
Zusatzkrankenversichrungen.

Mit Bescheid vom 05.03.2010 lehnte die Beklagte den Sozialhilfeantrag mit der
BegrÃ¼ndung ab, zwischen dem KlÃ¤ger und dem Zeugen bestehe eine
lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Gemeinschaft. Bei der gemeinsamen Vorsprache im
Amt seien keine Ã�uÃ�erungen gemacht worden, die gegen eine
Lebensgemeinschaft sprÃ¤chen. Es sei davon auszugehen, dass nach den
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen beider Partner kein Anspruch auf Grundsicherung
gegeben sei. Ermittlungen zu den wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Zeugen
waren nicht angestellt worden.

Der KlÃ¤ger erhob Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid und fÃ¼hrte u.a.
aus, die Unfallversicherung bestehe nicht mehr. Vor Erlass eines
Ablehnungsbescheides hÃ¤tte ihm Gelegenheit zur Ã�uÃ�erung gegeben werden
mÃ¼ssen. AuÃ�erdem hÃ¤tte ein ablehnender Bescheid erst bei konkreter
Feststellung eines entsprechend hohen Einkommens des Zeugen ergehen dÃ¼rfen.

Im Widerspruchsverfahren ermittelte die Beklagte im EDV-System der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit, dass der Zeuge von 1970 bis 1993 selbststÃ¤ndig als
Manager tÃ¤tig war. Von 1993 bis 2008 war er als Manager Kommunikation IR und
Marketing bei P. angestellt. Vom 01.12.2008 bis 28.02.2010 bezog der Zeuge
Arbeitslosengeld (Alg I). Hierbei wurden ein tÃ¤gliches Bemessungsentgelt in HÃ¶he
von 173,63 Euro und ein tÃ¤glicher Zahlbetrag von 53,33 Euro berÃ¼cksichtigt. Am
01.03.2010 erreichte er die Altersgrenze fÃ¼r den Bezug einer Regelaltersrente
(geboren 18.02.1945).

Auf der Basis eines Alg I-Einkommens in HÃ¶he von tÃ¤glich 53,33 Euro stellte die
Beklagte am 27.06.2011 eine Berechnung an, nach der das gemeinsame laufende
Einkommen des KlÃ¤gers und des Zeugen den gemeinsamen laufenden Bedarf um
112,04 Euro Ã¼berstieg. Dabei wurden die KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge zwar
beim KlÃ¤ger, aber nicht bei dem Zeugen als Bedarf berÃ¼cksichtigt.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 06.10.2011, dem BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers
zugestellt am 11.10.2011, wies die Regierung von Oberbayern den Widerspruch des
KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 05.03.2010 zurÃ¼ck. Auf die GrÃ¼nde des
Bescheides wird verwiesen.

Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger am 11.11.2011 beim Sozialgericht
MÃ¼nchen (SG) Klage erhoben. Es liege weder eine Wirtschaftsgemeinschaft noch
eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft vor, sondern lediglich eine reine
Wohngemeinschaft.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens hat der KlÃ¤ger beim SG einen Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz gestellt, der mit Beschluss vom 04.10.2012 abgelehnt
wurde (S 48 SO 473/12 ER). Beschwerde hat der KlÃ¤ger nicht eingelegt.

Am 11.12.2012 hat das SG eine mÃ¼ndliche Verhandlung durchgefÃ¼hrt und den
Zeugen einvernommen. Auf die Niederschrift wird verwiesen. Mit Urteil vom selben
Tag hat das SG die angegriffenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte
verurteilt, dem KlÃ¤ger ab dem 01.11.2009 Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen, ohne
die BerÃ¼cksichtigung des Einkommens und VermÃ¶gens des Zeugen als Partner
in einer lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Gemeinschaft, zu gewÃ¤hren. Die
Entscheidung hat das SG darauf gestÃ¼tzt, dass eine
lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Beziehung zwischen dem KlÃ¤ger und dem Zeugen
nach den Schilderungen des KlÃ¤gers und des Zeugen in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht vorlÃ¤ge. Der KlÃ¤ger selbst sei jedoch nicht in der Lage, seinen
Lebensunterhalt durch sein Einkommen und VermÃ¶gen zu bestreiten. Der Zeuge
habe glaubwÃ¼rdig ausgesagt, dass zwischen ihm und dem KlÃ¤ger zu keinem
Zeitpunkt eine Paarbeziehung bestanden habe, sondern immer ausschlieÃ�lich ein
freundschaftliches VerhÃ¤ltnis. Der Zeuge habe in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
am 11.12.2012 detailreich, farbig und widerspruchsfrei geschildert, wie er den
KlÃ¤ger kennengelernt und wie sich ihre Freundschaft in der Folgezeit entwickelt
habe. Er habe dabei einen offenen, seriÃ¶sen und glaubhaften Eindruck gemacht.
Zudem habe er versichert, dass er nicht homosexuell sei. Eine Einstandspflicht gem.
Â§ 43 Abs. 1 SGB XII (bzw. Â§ 20 SGB XII) scheide somit aus. Dem Anspruch stehe
auch nicht der Umstand entgegen, dass der KlÃ¤ger seinen Lebensunterhalt
vorlÃ¤ufig durch den Einsatz von Geldmitteln sichergestellt habe, die ihm von
seinem Mitbewohner darlehensweise zur VerfÃ¼gung gestellt worden seien. Denn
Mittel aus einem Darlehen kÃ¶nnten jedenfalls dann nicht als Einkommen im Sinne
von Â§ 82 Abs. 1 Satz 1 SGB XII gewertet werden, wenn das Darlehen dadurch
notwendig geworden sei, dass der SozialhilfetrÃ¤ger â�� wie hier â�� einen
Leistungsanspruch des Hilfesuchenden zu Unrecht abgelehnt habe.

Am 14.01.2013 hat die Beklagte beim Bayer. Landessozialgericht (LSG) Berufung
gegen das am 19.12.2012 zugestellte Urteil des SG eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung hat die Beklagte ausgefÃ¼hrt, eine
lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Gemeinschaft liege vor. Dies ergebe sich folgenden
Indizien:
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* Zusammenwohnen seit 35 Jahren
* Mehrere gemeinsame UmzÃ¼ge, darunter ein Umzug von K-Stadt nach A-Stadt
(gemeinsame Verlegung des Lebensmittelpunktes)
* Gemeinsamer Abschluss des Mietvertrages
* Einsetzung des Zeugen als BegÃ¼nstigten in Versicherungen
* Finanzielle UnterstÃ¼tzung durch den Zeugen ohne schriftliche Vereinbarung und
Festlegung von RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten
* Der Zeuge habe sein Fahrzeug verkauft und einen Minijob angenommen, um den
KlÃ¤ger finanziell unterstÃ¼tzen zu kÃ¶nnen.
Allein die Aussage des Zeugen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, er sei nicht
homosexuell, reiche nicht aus, um eine lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche
Gemeinschaft zu verneinen. Sonst kÃ¶nnten KlÃ¤ger bzw. KlÃ¤gerinnen durch
entsprechende Aussagen jeglicher Argumentation des Sozialhilfe-TrÃ¤gers
ausweichen. Die Rechtsprechung gehe davon aus, dass auf Grund von Indizien
geurteilt werden mÃ¼sse, wobei unter WÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde des Einzelfalls
alle Anhaltspunkte einzeln und jeweils in ihrem Zusammenwirken zu bewerten und
zu gewichten seien. Die Aussage des Zeugen sei unter dem Gesichtspunkt zu
betrachten, dass er vom Nichtbestehen einer lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen
Gemeinschaft profitieren wÃ¼rde. Es kÃ¶nne nicht davon ausgegangen werden,
dass der Zeuge dem KlÃ¤ger Darlehen gewÃ¤hrt habe, weil die
RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten vÃ¶llig offen gelassen worden seien. Die finanzielle
UnterstÃ¼tzung durch den Zeugen lasse die HilfebedÃ¼rftigkeit entfallen.

Der KlÃ¤ger wendet hiergegen ein, die Dauer der Wohngemeinschaft und die zwei
gemeinsamen UmzÃ¼ge begrÃ¼ndeten keine Einstandsgemeinschaft. Dies gelte
auch fÃ¼r den gemeinsamen Abschluss eines Mietvertrages. Die Unfallversicherung
bestehe nicht mehr; die Trauerfallversicherung decke nur die Beerdigungskosten ab
und biete dem Zeugen als BegÃ¼nstigtem keine Vorteile. Darlehensvereinbarungen
seien auch ohne Einhaltung der Schriftform gÃ¼ltig. Die
RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten seien dahingehend festgelegt, dass der KlÃ¤ger die
Darlehen tilgen solle, sobald ihm dies finanziell mÃ¶glich sei. Der Zeuge habe kein
Fahrzeug verkauft, sondern lediglich ein geleastes Fahrzeug nicht Ã¼bernommen,
um Kosten zu sparen. Einnahmen habe er in diesem Zusammenhang nicht erzielt.
Einen Minijob habe der Zeuge angenommen, allerdings nicht, um den KlÃ¤ger zu
unterstÃ¼tzen, sondern aus anderen GrÃ¼nden. Weder der KlÃ¤ger noch der
Zeuge seien homosexuell. Eine Beziehung, die andere Beziehungen ausgeschlossen
hÃ¤tte, habe nie bestanden. Der Zeuge habe wÃ¤hrend des Zusammenwohnens
mit dem KlÃ¤ger auch Beziehungen zu Frauen gehabt.

Die Beklagte habe nachzuweisen, dass eine lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche
Beziehung bestehe. Wenn es nicht ausreiche, dass der KlÃ¤ger homosexuelle
Neigungen bestreite, komme dies einer Beweislastumkehr gleich. Auch eine
Wirtschaftsgemeinschaft bestehe nicht. Ein Hausbesuch erscheine zur
SachverhaltsaufklÃ¤rung nicht zielfÃ¼hrend.

Am 18.09.2014 hat beim LSG ein ErÃ¶rterungstermin stattgefunden. Der KlÃ¤ger
hat dabei erklÃ¤rt, er habe den Zeugen 1972 in K-Stadt kennengelernt. Zu dieser
Zeit habe er gerade eine Trennung von einer Frau hinter sich gehabt. Er sei ein

                             4 / 18



 

spiritueller Mensch und bete viel. Seitdem wohne er mit dem Zeugen zusammen. Es
bestehe eine Wohngemeinschaft. In der Folgezeit habe er gelegentlich noch
sexuelle Beziehungen zu Frauen gehabt, aber nicht fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit angelegte
Beziehungen. Eine Beendigung der Wohngemeinschaft sei nicht geplant. Derzeit
beziehe er eine geringe Rente. Der Zeuge unterstÃ¼tze ihn mit einem monatlichen
Darlehen von 150 EUR. FrÃ¼her habe er sein Essen immer selbst gekauft. Er habe
als SÃ¤nger gearbeitet und dadurch zeitweise Einnahmen erzielt. Er habe auch Geld
von seinen Eltern und Geschwistern erhalten, dieses jedoch bis heute nicht
zurÃ¼ckgezahlt. Die Miete habe stets der Zeuge bezahlt. Wenn er Geld gehabt
habe, habe er seinen Anteil in bar gegeben; wenn nicht, dann habe der Zeuge ein
Darlehen gewÃ¤hrt. Aktuell habe er Schulden bei dem Zeugen in HÃ¶he von ca.
30.000 EUR bis 40.000 EUR. Die MÃ¶bel fÃ¼r das Wohnzimmer habe der Zeuge
gekauft. Er selbst habe sich dabei beteiligt. Die MÃ¶bel seien schon alt. Die MÃ¶bel
in seinem Zimmer habe er selbst bezahlt. Er sei einmal mit dem Zeugen zusammen
in Urlaub gefahren. Es sei ein Besuch bei seinem Vater in M. gewesen. In der
Wohnung wÃ¼rden KÃ¼che und Wohnzimmer gemeinsam genutzt. Im Ã�brigen
habe jeder ein eigenes Zimmer und ein eigenes Badezimmer. Er, der KlÃ¤ger,
benutze das GÃ¤stebad. Der Zeuge und er selbst hÃ¤tten unschiedliche
Gewohnheiten, was das Essen betreffe. FÃ¼r ihn sei eine Wohngemeinschaft
wichtig, weil er in A-Stadt keine Freunde habe und nicht wolle, dass er nach seinem
Tod lange in der Wohnung liege und nicht gefunden werde.

Der Zeuge hat erklÃ¤rt, er wohne seit 1975 in einer Wohnung mit dem KlÃ¤ger.
Dies solle bis auf weiteres so bleiben. Sie hÃ¤tten beide ein gewisses Alter erreicht
und kÃ¶nnten nicht auf UnterstÃ¼tzung ihrer Familien zÃ¤hlen. Dies liege vor allem
daran, dass es nur noch wenig Familie gebe; in seinem Fall gar keine.
Liebesbeziehungen habe er seit 1975 nicht gehabt; lediglich Freundschaften und
Bekanntschaften. Am lÃ¤ngsten sei er mit dem KlÃ¤ger befreundet. Die Wohnung
sei so aufgeteilt, dass jeder ein eigenes Zimmer habe; das Wohnzimmer und die
KÃ¼che wÃ¼rden gemeinsam benutzt. Es gebe zwei Toiletten in der Wohnung, von
denen jeder eine benutze. MÃ¶bel habe jeder fÃ¼r sich gekauft; fÃ¼r das
Wohnzimmer habe man sich abgesprochen. Der KlÃ¤ger habe ungefÃ¤hr 35.000
EUR Schulden bei ihm. Diese Schulden seien seit November 2009 aufgelaufen. Er
habe monatlich 450 EUR Mietanteil fÃ¼r den KlÃ¤ger getragen und ihm 150 EUR
Bargeld gegeben. Schulden aus der Zeit vor 2009 bestÃ¼nden nicht. Der Kredit
werde gewÃ¤hrt, weil das Sozialamt den Grundsicherungsantrag abgelehnt habe.
Da man nicht wisse, wie lange dies andauere, kÃ¶nne auch die Kreditobergrenze
nicht angegeben werden. Er helfe, solange er helfen kÃ¶nne. Sie wÃ¼rden weder
gemeinsam Lebensmittel einkaufen noch wÃ¼rden sie gemeinsam essen. Sie
hÃ¤tten unterschiedliche Gewohnheiten. Die MietvertrÃ¤ge hÃ¤tten sie immer
gemeinsam unterschrieben. Er habe die Miete bezahlt und der KlÃ¤ger habe seinen
Anteil regelmÃ¤Ã�ig an den Zeugen bezahlt. Der KlÃ¤ger und der Zeuge hÃ¤tten
sich gegenseitig als BegÃ¼nstigte der Sterbegeldversicherung eingesetzt.
Vollmachten bestÃ¼nden nicht, auch keine Betreuungsvollmachten oder
Vollmachten fÃ¼r Ã¤rztliche Behandlung. Eine Lebensversicherung bestehe nicht.
Seit 2008 sei er als Unternehmensberater pensioniert. Seit 2010 beziehe er eine
Rente; vorher habe er Arbeitslosengeld I bezogen. Zu seinen Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnissen wollte der Zeuge keine Angaben machen. Er sei der
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Auffassung, ihm stehe ein Zeugnisverweigerungsrecht zu, weil es um einen
Anspruch des KlÃ¤gers und nicht um seinen eigenen Anspruch gehe.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22.09.2015 hat der KlÃ¤ger weiter erklÃ¤rt,
dass er sich um finanzielle Dinge nicht besonders kÃ¼mmere. Er sei froh, den
Zeugen als Freund gefunden zu haben, weil er ihm viele organisatorische Dinge,
z.B. im Umgang mit Ã�mtern, abnehme. Da sei er etwas nachlÃ¤ssig und
Ã¼bernehme nicht viel Verantwortung. Der Zeuge sei der Einzige, der sich um ihn
kÃ¼mmere, seine Freunde und Verwandten wÃ¼rden weit weg wohnen, z.B. Teile
der Familie in P-Stadt. Er kÃ¶nne sich in jeder Hinsicht auf den Zeugen verlassen;
auch wÃ¤hrend seiner psychischen Episoden habe ihm der Zeuge immer wieder
geholfen. Der KlÃ¤ger hat weiter bekundet, dass er nicht gerne allein sein wolle,
auch im Hinblick auf kÃ¼nftige SchicksalsschlÃ¤ge. So habe er miterlebt, wie ein
Ã¤lterer Mann aus seiner Nachbarschaft verstorben sei und erst einen Monat
spÃ¤ter gefunden wurde. Dies habe ihn sehr betroffen gemacht.

Der Zeuge hat bekundet, dass die Religion auch einen Teil ihrer Freundschaft
ausmache. Sie respektierten beide ihre FreirÃ¤ume und hÃ¤tten auch keine festen
Spielregeln, was die materiellen Dinge betreffe. DiesbezÃ¼glich gÃ¤ben sie sich
gegenseitig keine Rechenschaft. Die Freundschaft hÃ¤tte auch weiter Bestand
gehabt, wenn einer eine Partnerschaft mit einer Frau eingegangen wÃ¤re. Nur habe
sich das nicht ergeben. FÃ¼r das Alter wÃ¼rden beide auf gegenseitigen Beistand
hoffen. In sozialer Hinsicht sei der KlÃ¤ger die wichtigste Person, aber angesichts
seiner religiÃ¶sen Lebenseinstellung kÃ¶nnten andere Dinge wichtiger sein.

Darauf ist folgendes Zwischenurteil ergangen:

Es wird festgestellt, dass seit dem November 2009 eine lebenspartnerschaftliche
Gemeinschaft zwischen dem KlÃ¤ger und dem Zeugen besteht.

Der gerichtlichen Aufforderung, seine Einkommens- und VermÃ¶genssituation
vollstÃ¤ndig durch Nachweise zu belegen, kam der Zeuge nach Erlass eines
Beschlusses vom 18.04.2016, mit dem festgestellt wurde, dass dem Zeugen kein
Zeugnisverweigerungsrecht zustehe und er daher zur Zeugenaussage sowie zur
Vorlage von Beweisurkunden verpflichtet sei, sowie nach Androhung eines
Zwangsgeldes und mehreren Aufforderungen, im August 2016 nach. Danach
bezieht der Zeuge seit 01.03.2010 eine Altersrente des DRV i. H. von rund 1.100.-
Euro, eine Ã¶sterreichische Rente von rund 180.- Euro und eine Betriebsrente von
rund 1.100.- Euro. Er besitzt zwei Girokontos sowie ein Cashkonto beim gleichen
Bankinstitut. An Versichrungen bestehen fÃ¼r den Zeugen eine Pflegerenten-, eine
Lebens- und eine Rechtsschutzversicherung, eine gemeinsame Haftpflicht-,
Hausrats- und Glasversicherung (Partnertarif) und eine Unfallversicherung, mit der
auch der KlÃ¤ger versichert ist. Die Beklagte kam nach PrÃ¼fung der Unterlagen zu
dem Ergebnis, dass aufgrund des vorhandenen VermÃ¶gens, insbesondere auf dem
Cashkonto des Zeugen, der VermÃ¶gensfreibetrag seit Antragstellung
Ã¼berschritten sei und bereits deshalb ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB
XII fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht bestehe.

                             6 / 18



 

Auf Nachfrage hat der Zeuge erklÃ¤rt, dass sich der Einkommens- und
VermÃ¶gensstatus seit August 2016 nicht geÃ¤ndert habe. Aus dem beigefÃ¼gten
Kontoauszug ist ein Kontostand des Cashkontos am 25.04.2017 mit 12.700,17 Euro
ersichtlich.

Am 01.06.2017 hat der KlÃ¤ger einen neuen Antrag auf Leistungen nach dem SGB
XII gestellt.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20.06.2017 hat die Vertreterin der Beklagten
beantragt

das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 11. Dezember 2012 aufzuheben und
die Klage gegen den Bescheid vom 05. MÃ¤rz 2010 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06. Oktober 2011 abzuweisen.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten
beider RechtszÃ¼ge und auf die beigezogene Akte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A.
Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere nach Â§Â§ 143, 144 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft. Streitgegenstand sind Leistungen der
Grundsicherung im Alter, die das SG ab 01.11.2009 zugesprochen hat. Nach der
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 02.02.2010, B 8 SO 21/08 R, Rn. 9) fÃ¼hren
zwischenzeitlich ergangene neue Bescheide fÃ¼r den von ihnen betroffenen
Zeitraum zu einer Erledigung eines frÃ¼heren Ablehnungsbescheides nach Â§ 39
Abs. 2 SGB X (ebenso Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 29. August 2013
â�� L 8 SO 157/10). Der Antragsteller hat zwar am 01.06.2017 einen neuen
Leistungsantrag gestellt, dieser ist jedoch bislang nicht verbeschieden worden.
Daher ist der Zeitraum vom 01.11.2009 bis zur Entscheidung in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung steitig. Damit sind laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr
betroffen (Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG). Dass das SG die zugesprochenen Leistungen
nicht beziffert hat, spielt in diesem Zusammenhang noch keine Rolle.

Die Berufung wurde auch form- und fristgerecht eingelegt (Â§ 151 Abs. 2 SGG).

B.
Die Berufung der Beklagten ist auch grÃ¶Ã�tenteils begrÃ¼ndet. Das SG hat der
Klage zu Unrecht stattgegeben und eine Einstandsgemeinschaft verneint. Eine
solche besteht zwischen dem KlÃ¤ger und dem Zeugen, so dass dessen Einkommen
und VermÃ¶gen auf den Bedarf des KlÃ¤gers anzurechnen ist. Unter
BerÃ¼cksichtigung des Einkommens und VermÃ¶gens des Zeugen ergibt sich nur
fÃ¼r den Monat Februar 2017 ein geringfÃ¼giger Hilfebedarf des KlÃ¤gers. Der
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Bescheid des KlÃ¤gers hatte daher zum grÃ¶Ã�ten Teil Bestand.

I.
Streitgegenstand ist der vom KlÃ¤ger geltend gemachte Anspruch auf Leistungen
der Grundsicherung im Alter fÃ¼r den Zeitraum vom 01.11.2009 bis zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20.06.2017. Diesen Anspruch macht der KlÃ¤ger
zutreffend mit einer kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs.
1 und 4 SGG geltend (BSG, Urteil vom 01.07.2009, B 4 AS 78/08 R, RNr. 17). Mit
dem Zwischenurteil des Senats vom 22.09.2015 gem. Â§ 130 Abs. 2 SGG wurde
nicht Ã¼ber den Anspruch dem Grunde nach entschieden, sondern Ã¼ber die
entscheidungserhebliche Sachfrage, ob eine Einstandsgemeinschaft nach Â§ 43
Abs. 1 SGB XII besteht. Dieses Zwischenurteil war nicht gesondert anfechtbar, es
entfaltet Bindungswirkung nur innerhalb der Instanz (Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 12. Aufl., Â§ 130 Rn. 11).
Es geht damit im Endurteil auf, mit dem Ã¼ber den gesamten Rechtstreit
entschieden wird.

II.
Die Beklagte hat Ã¼berwiegend zu Recht mit Bescheid vom 05.03.2010 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides der Regierung von Oberbayern vom 06.10.2011 eine
Leistungsbewilligung abgelehnt.

1.
Die Leistungsablehnung war statthaft. Ã�ber eine Leistungsablehnung begrÃ¼ndet
mit fehlender HilfebedÃ¼rftigkeit kann der SozialhilfetrÃ¤ger erst nach
AusschÃ¶pfung der gesetzlich vorgesehenen ErmittlungsmÃ¶glichkeiten
entscheiden. Eine Beweislastentscheidung zu Lasten des Hilfesuchenden ist zuvor
nicht statthaft (BSG, Urteil vom 01.07.2009, B 4 AS 78/08 R, Rn. 17). Eine
Auskunftspflicht besteht auch fÃ¼r den Partner einer
lebensparterschaftsÃ¤hnlichen Beziehung im Rahmen eines Anspruchsbegehrens
nach dem vierten Kapitel des SGB XII gem. Â§ 117 Abs. 1 S. 3 SGB XII (LSG NRW,
Beschluss vom 07.03.2013, L 9 SO 13/13 B ER). Die Beklagte hat bei Erlass des
Ablehnungsbescheides am 05.03.2010 keine ausreichenden
Ermittlungsanstrengungen unternommen, um vom Zeugen die erforderlichen
AuskÃ¼nfte Ã¼ber sein Einkommen und VermÃ¶gen zu erhalten. Insbesondere
wurde der Zeuge nicht unter Androhung einer GeldbuÃ�e (Â§ 117 Abs. 6 SGB XII)
aufgefordert, die notwendigen AuskÃ¼nfte zu erteilen. Im Rahmen des
Widerspruchsverfahrens wurde dieser Verfahrensfehler jedoch geheilt, als die
Beklagte durch eigene Ermittlungen das Einkommen des Zeugen in Form von
Arbeitslosengeld ermittelt und nach einer Bedarfsberechnung die
HilfebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers wegen Ã¼bersteigenden Einkommens abgelehnt
hat.

2.
Der KlÃ¤ger hat bis auf den Monat Februar 2017 im streitigen Zeitraum keinen
Anspruch auf Leistungen des SGB XII. Rechtsgrundlage hierfÃ¼r stellt Â§ 41 Abs. 1
S. 1 SGB XII dar. Danach ist Ã¤lteren und dauerhaft voll erwerbsgeminderten
Personen mit gewÃ¶hnlichem Aufenthalt im Inland, die ihren notwendigen
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Lebensunterhalt nicht aus Einkommen und VermÃ¶gen nach den Â§Â§ 82 bis 84
und 90 SGB XII bestreiten kÃ¶nnen, auf Antrag Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung zu leisten. Der 1938 geborene KlÃ¤ger erfÃ¼llt alleine
betrachtet dem Grunde nach die Leistungsvoraussetzungen dieser Vorschrift: Er
hatte bei Antragstellung im November 2009 die Altersgrenze nach Â§ 41 Abs. 2 SGB
XII von 65 Jahren erreicht und kann seinen Lebensunterhalt nicht durch sein
Einkommen und VermÃ¶gen bestreiten.

Die HilfebedÃ¼rftigkeit verlangt aber auch die PrÃ¼fung der wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnisse im Rahmen einer Einstandsgemeinschaft. Nach Â§ 43 Abs. 1 SGB XII
sind Einkommen und VermÃ¶gen des nicht getrennt lebenden Ehegatten oder
Lebenspartners sowie des Partners einer eheÃ¤hnlichen oder
lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Gemeinschaft, die dessen notwendigen
Lebensunterhalt nach Â§ 27a SGB XII Ã¼bersteigen, zu berÃ¼cksichtigen. Der
Senat verkennt nicht, dass das Wort "lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen" erst mit
Wirkung zum 01.01.2011 â�� nach Antragstellung vom 05.11.2009 â�� in das
Gesetz eingefÃ¼gt wurde (Gesetz vom 24.03.2011, BGBl. I S. 453). In der
GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Drs. 17/3404, Seite 128) heiÃ�t es hierzu: "Die
Neufassung von Â§ 43 Absatz 1 stellt eine redaktionelle Ã�berarbeitung dar.
BerÃ¼cksichtigt wird dabei die bei der Anpassung des SGB XII an das
Lebenspartnerschaftsgesetz unterbliebene Einbeziehung der
"lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen" Gemeinschaft â�¦ ". Dies bedeutet jedoch keine
Ã�nderung der Rechtslage. Bis 31.12.2010 enthielt Â§ 43 Abs. 1 SGB XII zwar nicht
den Begriff "lebenspartnerschaftsÃ¤hnlich" er verwies jedoch auf Â§Â§ 19 und 20
Satz 1 SGB XII. Â§ 20 Abs. 1 SGB XII lautete schon seit 01.08.2006: "Personen, die in
eheÃ¤hnlicher oder lebenspartnerschaftsÃ¤hnlicher Gemeinschaft leben, dÃ¼rfen
hinsichtlich der Voraussetzungen sowie des Umfangs der Sozialhilfe nicht besser
gestellt werden als Ehegatten.".

a.
Dem KlÃ¤ger sind Einkommen und VermÃ¶gen des Zeugen zuzurechnen, weil, wie
mit Zwischenurteil vom 22.09.2015 festgestellt, zwischen beiden eine
lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Gemeinschaft besteht.

Der Begriff der eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft ist bereits zu den
VorlÃ¤uferregelungen des Â§ 20 SGB XII durch das Bundesverfassungsgericht
konkretisiert worden. Die vom BVerfG zum Arbeitslosenhilferecht vorgenommene
Konkretisierung beansprucht auch fÃ¼r die Regelung im Sozialhilferecht Geltung,
weil die Zielrichtungen der Regelungen Ã¼bereinstimmen. Das BVerfG hatte Â§ 137
Abs. 2a AFG nur mit der MaÃ�gabe fÃ¼r mit Art. 3 Abs. 1 GG fÃ¼r vereinbar
gehalten, dass der Begriff der eheÃ¤hnlichen Lebensgemeinschaft im Sinne einer
auf Dauer angelegten Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft verstanden
wird. Erfasst werden danach neben der jedenfalls erforderlichen Haushalts- und
Wirtschaftsgemeinschaft nur Gemeinschaften, in denen die Bindungen der Partner
so eng sind, dass von ihnen ein gegenseitiges Einstehen in den Not- und
WechselfÃ¤llen des Lebens erwartet werden kann (BVerfG, Urteil vom 17.11.1992, 1
BvL 8/87). Nach der Entscheidung des BVerfG ist eine Vergleichbarkeit mit nicht
dauernd getrennt lebenden Ehegatten nur gegeben, wenn sich die Partner einer
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Gemeinschaft so fÃ¼reinander verantwortlich fÃ¼hlen, dass sie zunÃ¤chst den
gemeinsamen Lebensunterhalt sicherstellen, bevor sie ihr persÃ¶nliches
Einkommen zur Befriedigung eigener BedÃ¼rfnisse einsetzen (Voelzke, in: jurisPK-
SGB XII, 2. Aufl., Â§ 20 Rn. 19 m.w.N.).

Aufbauend auf den in der Entscheidung des BVerfG niedergelegten Grundlagen hat
das BSG den Begriff der Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft mit dem Urteil
vom 23.08.2012 (B 4 AS 34/12 R) nÃ¤her ausdifferenziert. Die GrundsÃ¤tze der zum
SGB II ergangenen Entscheidung sind â�� soweit sie sich nicht auf die im
Sozialhilferecht nicht anzuwendende Vermutungsregelung des Â§ 7 Abs. 3a SGB II
beziehen â�� auf die Rechtslage nach dem SGB XII zu Ã¼bertragen (Voelzke,
a.a.O., Rn. 20).

Danach liegt eine Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft nur vor, wenn
kumulativ die folgenden Voraussetzungen gegeben sind: Es muss sich um Partner
handeln, die in einer Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft leben (objektive
Voraussetzung) und zwar so, dass nach verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung der
wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung fÃ¼reinander zu tragen und
fÃ¼reinander einzustehen (subjektive Voraussetzung). Diese fÃ¼r die eheÃ¤hnliche
Gemeinschaft entwickelten GrundsÃ¤tze, sind ohne Abweichungen auf die
lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Gemeinschaft Ã¼bertragbar. Denn es ist nicht
ersichtlich, weshalb und in welcher Weise eine gleichgeschlechtliche Partnerschaft
anderen Kriterien unterliegen sollte wie eine gemischtgeschlechtliche Partnerschaft.

aa.
Der KlÃ¤ger und der Zeuge sind Partner. Von einer Partnerschaft ist auszugehen,
wenn eine gewisse AusschlieÃ�lichkeit der Beziehung gegeben ist, die keine
vergleichbare Lebensgemeinschaft daneben zulÃ¤sst. Zudem muss die
grundsÃ¤tzliche rechtlich zulÃ¤ssige MÃ¶glichkeit der Heirat bzw. BegrÃ¼ndung
einer Lebenspartnerschaft nach dem LPartG bestehen (BSG, a.a.O., Rn. 20). Es
muss sich zudem um eine auf Dauer angelegte Bindung handeln (Voelzke, a.a.O.,
Rn. 22). Diese Voraussetzungen sind gegeben. FÃ¼r die AusschlieÃ�lichkeit der
Beziehung spricht, dass weder der KlÃ¤ger noch der Zeuge angegeben haben, seit
1975 eine andere Beziehung von vergleichbarer IntensitÃ¤t und Dauer gefÃ¼hrt zu
haben. Beide sehen sich gegenseitig als wichtigste und am nÃ¤chsten stehende
Bezugsperson an. Der KlÃ¤ger hat selbst erklÃ¤rt, er habe in A-Stadt keine Freunde,
obwohl er seit 1985 in A-Stadt wohnt. Der Zeuge sei der Einzige, der sich um ihn
kÃ¼mmere. Der Zeuge hat erklÃ¤rt, am lÃ¤ngsten sei er mit dem KlÃ¤ger
befreundet. Beide wÃ¼rden fÃ¼r das Alter auf gegenseitigen Beistand hoffen. Die
seit 1975 bestehende Verbindung ist daher auf Dauer angelegt. Die rechtliche
MÃ¶glichkeit der BegrÃ¼ndung einer Lebenspartnerschaft nach dem LPartG besteht
seit Inkrafttreten des LPartG am 01.08.2001 (BGBl. I, 266). Nicht erforderlich fÃ¼r
die Annahme einer Partnerschaft ist die Feststellung geschlechtlicher Beziehungen
(Voelzke, a.a.O., Rn. 39). Damit waren auch Feststellungen zur sexuellen
Orientierung entbehrlich. Das Fehlen einer sexuellen Beziehung, wie vom KlÃ¤ger
und dem Zeugen bekundet, ist ohne Bedeutung. Insofern teilt der Senat nicht die
Ansicht des SG, das sich zu keinen weiteren Feststellungen zu den wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnissen veranlasst fÃ¼hlte. Die MaÃ�geblichkeit der Beziehung zeigt sich
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besonders darin, dass sich beide einander als BegÃ¼nstigte von
Sterbegeldversicherungen eingesetzt haben und der Zeuge und der KlÃ¤ger Ã¼ber
eine gemeinsame Unfallversicherung verfÃ¼gen, mit der sie sich im Todesfall
gegenseitig absichern.

bb.
Auch eine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft liegt vor. Eine Wohngemeinschaft
zwischen dem KlÃ¤ger und dem Zeugen besteht, dies wird auch nicht bestritten.
Ebenso besteht eine Wirtschaftsgemeinschaft. Das wesentliche Vergleichselement
zwischen Ehe bzw. Lebenspartnerschaft und eheÃ¤hnlicher Gemeinschaft bzw.
lebenspartnerschaftsÃ¤hnlicher Gemeinschaft bildet das "Wirtschaften aus einem
Topf". Die Anforderungen an das gemeinsame Wirtschaften gehen Ã¼ber die
gemeinsame Nutzung von Bad, KÃ¼che und GemeinschaftsrÃ¤umen hinaus. Auch
der gemeinsame Einkauf bestimmter gemeinsam genutzter Artikel des tÃ¤glichen
Lebens (Nahrungsmittel, Reinigungs- und SanitÃ¤rartikel) genÃ¼gt allein nicht, weil
eine derartige Deckung von GrundbedÃ¼rfnissen auch in reinen
Wohngemeinschaften durchaus Ã¼blich ist (Voelzke, a.a.O., Rn. 28). Die Merkmale
einer Wirtschaftsgemeinschaft sind vielmehr erst zu bejahen, wenn die
HaushaltsfÃ¼hrung und das Bestreiten der Kosten des Haushalts gemeinschaftlich
durch beide Partner erfolgen, wobei es nicht zwingend auf gleichwertige BeitrÃ¤ge
ankommt. Vielmehr genÃ¼gt eine Absprache zwischen den Partnern, wie sie die
BeitrÃ¤ge zum Wohl des partnerschaftlichen Zusammenlebens untereinander
aufteilen. Denn es ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Beteiligung an der
HaushaltsfÃ¼hrung einerseits von der wirtschaftlichen und kÃ¶rperlichen
LeistungsfÃ¤higkeit der Partner und andererseits von den individuellen Absprachen
abhÃ¤ngig ist (Voelzke, a.a.O., Rn. 29). Eine Wirtschaftsgemeinschaft in diesem
Sinne liegt vor. Es bestehen keine Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger und der Zeuge
die notwendigen Entscheidungen Ã¼ber die HaushaltsfÃ¼hrung und die hierfÃ¼r
zu tragenden Kosten gemeinsam treffen. Dabei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass
zwischen beiden Personen ein erheblicher Unterschied in der finanziellen
LeistungsfÃ¤higkeit besteht. Es spricht daher maÃ�geblich fÃ¼r ein gemeinsames
Wirtschaften, dass der Zeuge die gesamte Miete trÃ¤gt, damit der gemeinsame
Haushalt in der jetzigen Form fortbestehen kann. Auch trÃ¤gt der Zeuge alleine die
Kosten fÃ¼r die gemeinsame Unfallversicherung und die gemeinsame Haftpflicht-,
Glas- und Hausratsversicherung. Auch bestehen nach Aussage des Zeugen in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung keine "Spielregeln, was die materiellen Dinge betrifft"
und es wird keine Rechenschaft Ã¼ber materielle Dinge gegeben. Aus dieser
Formulierung kann nur der Schluss gezogen werden, dass die
Lebenshaltungskosten gemeinschaftlich bestritten werden, je nach finanzieller
LeistungsfÃ¤higkeit. Gerade die geringe wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers deutet auf gemeinsames Wirtschaften hin, da sonst die wirtschaftliche
Existenz des KlÃ¤gers gefÃ¤hrdet wÃ¤re. Insbesondere gilt dies auch fÃ¼r die
unentgeltliche WohnungsÃ¼berlassung. Der KlÃ¤ger wÃ¤re selbst nicht imstande,
sich eine solch teure Wohnung zu leisten. Hier besteht eine Ã�bereinkunft, die â��
ebenso wie die vorgebrachte Darlehensvereinbarung â�� auf Absprachen i. S. eines
gemeinsamen Wirtschaftens beruht.

dd.
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Auch der erforderliche Einstehens- und Verantwortungswille als subjektives Element
liegt vor. ZusÃ¤tzlich zu den objektiven Merkmalen der eheÃ¤hnlichen Partnerschaft
ist ein subjektives Element erforderlich, um diese Partnerschaft von der reinen
Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft abzugrenzen. Die subjektive Seite der
eheÃ¤hnlichen bzw. lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Gemeinschaft ist erfÃ¼llt,
wenn die Partner den gemeinsamen Willen haben, fÃ¼reinander Verantwortung zu
tragen und fÃ¼reinander einzustehen. Es muss eine enge personale Bindung
dergestalt bestehen, dass ein gegenseitiges Einstehen der Partner in den Not- und
WechselfÃ¤llen des Lebens erwartet werden kann. Die Partner mÃ¼ssen in einer
Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft dergestalt leben, dass sie zunÃ¤chst
den gemeinsamen Lebensunterhalt sicherstellen, bevor sie ihr persÃ¶nliches
Einkommen zur Befriedigung eigener BedÃ¼rfnisse verwenden (Voelzke, a.a.O., Rn.
30). Diese innere subjektive Seite ist regelmÃ¤Ã�ig nur anhand von Indizien
(Hilfstatsachen) festzustellen. Durch die Auswertung objektiv vorliegender
Tatsachen ist zu ermitteln, ob der Schluss auf eine innere Bindung im Sinne einer
Verantwortungs- und Einstandsgemeinschaft gerechtfertigt sind. Der Katalog der
heranzuziehenden Indizien ist nicht abschlieÃ�end. Vielmehr sind zu einer
abschlieÃ�enden Beurteilung alle UmstÃ¤nde des Einzelfalles in ihrer
Gesamtbetrachtung zu berÃ¼cksichtigen. Der Dauer des Zusammenlebens wird in
der Rechtsprechung und Literatur eine herausgehobene Bedeutung zuerkannt (LSG
Hamburg, Beschluss vom 08.02.2007, L 5 B 21/07 ER AS, Grube in
Grube/Wahrendorf, Kommentar zum SGB XII, 5. Aufl., Â§ 20 Rn. 13).

Vom Vorliegen des gegenseitigen Verantwortungs- und Einstandswillen ist der
Senat auf Grund folgender objektiver Hilfstatsachen Ã¼berzeugt: Der KlÃ¤ger und
der Zeuge leben seit 1975 zusammen und sind zweimal zusammen umgezogen,
darunter einmal von K-Stadt nach A-Stadt. Sie haben sich gegenseitig in
Sterbegeldversicherungen und in der gemeinsamen Unfallversicherung eingesetzt.
Der Zeuge unterstÃ¼tzt den KlÃ¤ger in Sozialhilfe-Angelegenheiten (lt. Bescheid
vom 05.03.2010 haben beide gemeinsam vorgesprochen), auch die erneute
Antragstellung am 01.06.2017 erfolgte durch den Zeugen. Der Zeuge hat folgendes
im Termin vor dem SG ausgesagt: "Es ist zeitgemÃ¤Ã� und fÃ¼r uns
wÃ¼nschenswert, im Alter nicht allein zu wohnen. Auf diese Weise hoffen wir,
lÃ¤nger selbstbestimmt leben zu kÃ¶nnen." Auffallend ist hier zunÃ¤chst die Wir-
Form. Inhaltlich ist diese Aussage so zu verstehen, dass beide einander bei
altersbedingt zunehmenden GesundheitsstÃ¶rungen (die zu den "Not- und
WechselfÃ¤llen des Lebens" zÃ¤hlen) nach besten KrÃ¤ften unterstÃ¼tzen (also
"fÃ¼reinander einstehen") wollen. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG
gab der Zeuge an, dass beide fÃ¼r das Alter auf gegenseitigen Beistand hoffen
wÃ¼rden. Der Zeuge ist bereit, dem KlÃ¤ger finanzielle Hilfe zu gewÃ¤hren
(Aussage im ErÃ¶rterungstermin beim LSG am 18.09.2014: Er helfe, solange er
helfen kÃ¶nne). Dass die Hilfe darlehensweise gewÃ¤hrt wird, spricht nicht gegen
den Einstandswillen, zumal eine RÃ¼ckzahlung â�� wie die Beteiligten wissen â��
praktisch nur mÃ¶glich ist, wenn der KlÃ¤ger im vorliegenden Verfahren obsiegt.
TatsÃ¤chlich wird die UnterstÃ¼tzung nach Angaben der Beteiligten seit November
2009 (Antragstellung) in HÃ¶he von monatlich ca. 600,- Euro gewÃ¤hrt und
belÃ¤uft sich dementsprechend mittlerweile auf ca. 55.200.- Euro. Je grÃ¶Ã�er
dieser Umfang im VerhÃ¤ltnis zum Einkommen und VermÃ¶gen des Zeugen

                            12 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20B%2021/07%20ER%20AS


 

erscheint, desto deutlicher wird, dass dieser tatsÃ¤chlich bereit ist, eigene
BedÃ¼rfnisse zu Gunsten des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzustellen. In diesem
Zusammenhang ist zu berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber dem SG
mit Schriftsatz vom 19.09.2012 (mit Anlagen) dargestellt hat, dass der Zeuge durch
die Situation finanziell stark belastet sei. So hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, der
Zeuge habe einen Minijob angenommen und sein Fahrzeug aufgegeben, um Kosten
zu sparen. Nur auf Grund dieser UmstÃ¤nde habe er die Miete allein tragen
kÃ¶nnen. Die spÃ¤tere Einlassung (Schriftsatz vom 06.05.2013 gegenÃ¼ber dem
LSG), der Zeuge habe den Minijob nicht angenommen, um den KlÃ¤ger zu
unterstÃ¼tzen, sondern aus "anderen GrÃ¼nden", ist demgegenÃ¼ber wenig
substantiiert. AuÃ�erdem relativiert der KlÃ¤ger seine Aussage umgehend selbst,
indem er ausfÃ¼hrt, der Zeuge habe nur deshalb so gehandelt, um den KlÃ¤ger so
lange zu unterstÃ¼tzen, bis dieser Leistungen erhalte. Dabei verkennt er, dass auch
eine derart motivierte UnterstÃ¼tzung durch Darlehen fÃ¼r die Bereitschaft
spricht, fÃ¼reinander einzustehen. Die â�� aus Sicht des KlÃ¤gers rechtswidrige
â�� Verweigerung von Sozialhilfeleistungen zÃ¤hlt zu den "Not- und WechselfÃ¤llen
des Lebens", in denen sich die lebenspartnerschaftsÃ¤hnliche Gemeinschaft fÃ¼r
den KlÃ¤ger bewÃ¤hrt. Zwar ist es unzulÃ¤ssig, die HilfebedÃ¼rftigkeit abzulehnen,
wenn Leistungen eines SozialleistungstrÃ¤gers zu Unrecht abgelehnt werden und
ein Dritter deshalb notfallmÃ¤Ã�ig UnterstÃ¼tzung leistet. Es ist jedoch mÃ¶glich
und zulÃ¤ssig, das Verhalten dieses Dritten wertend bei der Frage des Vorliegens
eines Verantwortungs- und Einstandswillens zu berÃ¼cksichtigen. Dies gilt auch
fÃ¼r die Zeitdauer des anhÃ¤ngigen Klageverfahrens.

Da somit von einer lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Gemeinschaft zwischen dem
Zeugen und dem KlÃ¤ger auszugehen ist, sind nach Â§ 43 Abs. 1 SGB XII zur
Beurteilung der HilfebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers auch Einkommen, VermÃ¶gen und
Bedarf des Zeugen zu berÃ¼cksichtigen.

b.
Unter BerÃ¼cksichtigung des Einkommens und VermÃ¶gens des Zeugen besteht
jedoch â�� bis auf den Monat Februar 2017 â�� kein Bedarf an Leistungen nach
dem vierten Kapitel des SGB XII, so dass der KlÃ¤ger nicht hilfebedÃ¼rftig ist. Im
Zeitraum bis MÃ¤rz 2016 lag bereits VermÃ¶gen des Zeugen vor, das kontinuierlich
wÃ¤hrend dieses Zeitraums Ã¼ber der jeweils maÃ�geblichen
VermÃ¶gensfreigrenze lag und mit dem der Bedarf des KlÃ¤gers nach Â§ 42 SGB XII
gedeckt werden konnte, so dass bereits aus diesem Grund ein Anspruch nicht
gegeben war. Ab April 2016 konnte der Bedarf des KlÃ¤gers mit dem Einkommen
des Zeugen gedeckt werden.

Der Bedarf des KlÃ¤gers setzt sich zusammen aus dem Regelsatz nach Â§Â§ 42 Nr.
1 i. V. m. 27, 28 SGB XII sowie der Anlage zu Â§ 28 SGB XII in der jeweiligen Fassung
zuzÃ¼glich des Zuschlags der Beklagten nach Â§ 28 Abs. 3 SGB XII, den
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft und Heizung nach Â§Â§ 42 Nr. 4 i. V. m. 35 SGB
XII, hier die hÃ¤lftigen tatsÃ¤chlichen Mietkosten und den Kosten fÃ¼r die Kranken-
und Pflegeversicherung nach Â§Â§ 42 Nr. 2 i. V. m. 32 SGB XII.

Exemplarisch wird der Bedarf fÃ¼r den Zeitpunkt der Antragstellung berechnet:
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Regelleistung zzgl. Zuschlag in der Regelbedarfsstufe 2: 346.- Euro
Unterkunftskosten: 499,50 Euro
Kranken- und Pflegeversicherung 29,61Euro
Summe: 875,11 Euro

Der KlÃ¤ger selber konnte im streitigen Zeitraum diesen Bedarf nicht durch sein
einsetzbares Einkommen und VermÃ¶gen decken. An VermÃ¶genswerten hatte der
KlÃ¤ger zum Zeitpunkt der Antragstellung am 05.11.2009 nach seinen Angaben
1.760.- Euro. Einkommen erzielte er lediglich in Form der Altersrente, bei
Antragstellung i. H. v. 221,58 Euro.

aa.
Dem ungedeckten Bedarf des KlÃ¤gers stand jedoch im Zeitraum ab Antragstellung
am 05.11.2009 bis MÃ¤rz 2016 nach Â§ 43 Abs. 1 S. 1 SGB XII einzusetzendes,
verwertbares VermÃ¶gen des Zeugen in Form eines Guthabens bei seinem
Bankinstitut gegenÃ¼ber. Nach Â§ 90 Abs. 1 SGB XII ist das gesamte verwertbare
VermÃ¶gen einzusetzen. AusnahmetatbestÃ¤nde nach Â§ 90 Abs. 2 SGB XII sind
nicht ersichtlich, insbesondere handelt es sich bei dem VermÃ¶genswert nicht um
einen kleineren Geldwert nach Â§ 90 Nr. 9 SGB XII (sog SchonvermÃ¶gen). Dieser
Wert wird durch die Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII
konkretisiert. Nach Â§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 a der Verordnung in der Fassung gÃ¼ltig
bis 31.03.2017 lag das SchonvermÃ¶gen bei einem Hilfesuchenden, der wie der
KlÃ¤ger das 60. Lebensjahr vollendet hat, bei 2.600.- Euro, zzgl. 614.- Euro fÃ¼r
den Zeugen als lebenspartnerschaftsÃ¤hnlichen Partner gem. Â§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 2
der Verordnung, insges. somit 3.214.- Euro. BerÃ¼cksichtigt werden muss jedoch,
dass im Zeitraum 01.11.2009 bis 28.02.2010 eine sog. gemischte
Bedarfsgemeinschaft bestand, da der am 18.02.1945 geborene Zeuge aufgrund
Erreichen der Altersgrenze erst ab 01.03.2010 dem Grunde nach
anspruchsberechtigt nach dem SGB XII war und zuvor eine Anspruchsberechtigung
nach dem SGB II bestand. Daher ist fÃ¼r den Zeugen fÃ¼r diesen Zeitraum unter
Annahme eines HÃ¤rtefalles nach Â§ 90 Abs. 2 SGB XII das nach Â§ 12 Abs. 2 S. 2
Nr. 1 Alt. 1 SGB II zu berechnende SchonvermÃ¶gen zu Grunde zu legen, somit
9.750 Euro, insges. somit 12.350 Euro (BSG, Urteil vom 20. September 2012, B 8 SO
13/11 R). Ab dem 01.04.2017 lag das SchonvermÃ¶gen fÃ¼r den KlÃ¤ger und den
Zeugen bei je 5.000.- Euro, insges. somit 10.000.- Euro nach Â§ 1 S. 1 Nr. 1 der
Verordnung in der aktuellen Fassung vom 22.03.2017.

Das SchonvermÃ¶gen gestaltet sich fÃ¼r den KlÃ¤ger und den Zeugen zusammen
daher wie folgt:
01.11.2009 bis 28.02.2010 12.350.- Euro
01.03.2010 bis 31.03.2017 3.250.- Euro
01.04.2017 bis 31.05.2017 10.000.- Euro

Der Zeuge verfÃ¼gt Ã¼ber ein Cashkonto bei der Stadtsparkasse A-Stadt, sowie
zwei Girokonten, ebenfalls bei der Stadtsparkasse. Das Cashkonto wies am
30.10.2009, somit kurz vor Antragstellung des KlÃ¤gers, einen Kontostand von
31.126,44 Euro aus, der insbes. aus einer Abfindungszahlung des letzten
Arbeitgebers des Zeugen resultiert. Dieser Kontostand verringerte sich sukzessive
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im streitigen Zeitraum bis zu einen Kontostand von 12.770,17 Euro am 29.04.2017.
Das Girokonto mit der Nr. xxx wies am 30.10.2009 einen negativen Saldo von
1.170,34 Euro aus, dieser erhÃ¶hte sich und lag im streitigen Zeitraum zwischen ca.
-6.000.- Euro bis ca. -1.000.- Euro. Das andere Girokonto mit der Nr. xxx wies im
streitigen Zeitraum Salden von ca. 1.000.- Euro bis â�� ca. 600.-Euro aus.
Insgesamt ergibt sich nach einer umfassenden PrÃ¼fung der vorgelegten
KontoauszÃ¼ge, dass sich das VermÃ¶gen des Zeugen sukzessive verringert hat.
So hat sich das VermÃ¶gen auf dem Cashkonto sukzessive verringert, der
Negativsaldo auf dem Konto 18116277 lag im Schnitt bei ca. â�� 10.000 Euro, der
Saldo auf dem Konto 18125955 schwankte bei geringen positiven und negativen
Salden. Als VermÃ¶gen gilt die Summe aller aktiven VermÃ¶genswerte. Dies folgt
aus der SubsidiaritÃ¤t der staatlichen FÃ¼rsorge, welche erst eingreifen soll, wenn
die nachfragende Person ihre zur VerfÃ¼gung stehenden Mittel verbraucht hat.
Insbesondere spricht auch die Systematik des Â§ 90 SGB XII gegen ein VerstÃ¤ndnis
des VermÃ¶gens als Differenzbetrag zwischen Aktiva und Passiva. So ist vor allem
der AufzÃ¤hlung einzelner, nicht als VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigender
VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde in Â§ 90 Abs. 2 SGB XII zu entnehmen, dass alle
VermÃ¶gensbestandteile einzeln zu betrachten und nicht in einer Gesamtrechnung
zu saldieren sind (Mecke in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, Â§ 90
SGB XII, Rn. 14). Das Cashkonto wies den gesamten streitigen Zeitraum Ã¼ber
hohe PositivbestÃ¤nde aus, die fÃ¼r sich betrachtet jeweils ein VermÃ¶gen Ã¼ber
dem Schonbetrag darstellen wÃ¼rden. Da es sich hier jedoch bei dem Cashkonto
um ein reines Tagesgeldkonto handelt, von dem nicht selbst Bargeld abgehoben
oder Ã�berweisungen getÃ¤tigt werden kÃ¶nnen, sondern allein Umbuchungen auf
das Korrespondenzgirokonto erfolgen kÃ¶nnen, war hier eine Gesamtschau der
KontostÃ¤nde der beiden Girokonten und des Cashkontos des Zeugen
vorzunehmen. Im Zeitraum bis 28.01.2010 lag das so ermittelte VermÃ¶gen des
Zeugen Ã¼ber dem bis dahin maÃ�geblichen SchonvermÃ¶gen von 12.350.-Euro.
Bis zum MÃ¤rz 2016 lag das VermÃ¶gen des Zeugen Ã¼ber dem maÃ�geblichen
SchonvermÃ¶gen von 3.250.-Euro (Positivsaldo am 31.03.2016: 5.461,13 Euro). In
diesem Zeitraum bestand daher bereits aufgrund einzusetzenden verwertbaren
VermÃ¶gens des Zeugen kein Anspruch auf Leistungen nach dem 4. Kapitel des
SGB XII. Ab April 2016 lag jedoch insgesamt ein VermÃ¶gen unterhalb dieses
SchonvermÃ¶gens vor (so z. B. am 14.04.2016 Positivsaldo 2.878.-Euro, am
10.08.2016 Positivsaldo 2.437,59 Euro).

bb.
Auch fÃ¼r den Zeitraum ab April 2016 besteht jedoch kein Anspruch des KlÃ¤gers
auf Grundsicherung im Alter, da das Einkommen des KlÃ¤gers und des Zeugen
gemeinsam ausreichend ist, um den Bedarf fÃ¼r den Lebensunterhalt des KlÃ¤gers
zu sichern. Der KlÃ¤ger hatte im April 2016 einen Bedarf bestehend aus dem
Regelsatz in der Regelbedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 364.-Euro zzgl. 19.-Euro
MÃ¼nchenzuschlag, hÃ¤lftige tatsÃ¤chliche Mietkosten in HÃ¶he von 584.-Euro,
sowie BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Kranken- und Pflegeversicherung bei der DAK i. H. v.41,91
Euro. Das Einkommen des KlÃ¤gers aus der Rente in HÃ¶he von 243,68 Euro war
nicht ausreichend, seinen Bedarf von insgesamt 1.008,91 Euro zu decken. Es
bestand daher ein nicht gedeckter Bedarf von 765,23 Euro. Der Zeuge hatte im
April 2016 jedoch EinkÃ¼nfte bestehend aus der Rente der Deutschen
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Rentenversicherung Bund in HÃ¶he von 1.081,72 Euro, eine Rente der
Pensionsversicherungsanstalt Ã�sterreich in HÃ¶he von 178,43 Euro sowie eine
Betriebsrente in HÃ¶he von 1.086,85 Euro, insgesamt somit 2.346,40 Euro.
AbzÃ¼glich des Bedarfs des Zeugen, bestehend aus dem Regelsatz in der
Regelbedarfsstufe 2 in HÃ¶he von 364.-Euro zuzÃ¼glich MÃ¼nchenzuschlag in
HÃ¶he von 19.-Euro, hÃ¤lftigen tatsÃ¤chlichen Mietkosten in HÃ¶he von 584.-Euro
sowie BeitrÃ¤gen zur Kranken-und Pflegeversicherung in HÃ¶he von 356,04 Euro,
insgesamt somit 1.323,04 Euro ergibt sich ein Ã¼bersteigendes Einkommen von
1.023,36 Euro. Weiterhin hat der Zeuge im April und im Oktober eines jeden Jahres
ein weiteres Einkommen, da in diesen Monaten die Ã¶sterreichische Rente doppelt
ausgezahlt wird (vgl. Â§ 105 Bundesgesetz vom 9. September 1955 Ã¼ber die
Allgemeine Sozialversicherung (Allgemeines Sozialversicherungsgesetz â�� ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955 idF BGBl. Nr. 18/1956 (DFB),NR: GP VII RV 599 AB 613 S. 79. BR:
S. 108.) Dieses Einkommen ist gem. Â§ 82 Abs. 4 SGB XII in der maÃ�geblichen
Fassung vom 23.12.2015 in dem Monat anzurechnen, in dem es zuflieÃ�t, wenn
fÃ¼r diesen Monat keine Leistungen gezahlt wurden (was hier gegeben ist).

Vom Einkommen des KlÃ¤gers und des Zeugen sind nach Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII
BeitrÃ¤ge zu Ã¶ffentlichen oder privaten Versicherungen oder Ã¤hnlichen
Einrichtungen, soweit diese BeitrÃ¤ge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund
und HÃ¶he angemessen sind, abzusetzen. VersicherungsbeitrÃ¤ge sind dabei nicht
monatlich mit einem Teilbetrag anzurechnen, sondern gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3
SGB XII in dem Monat einkommensmindernd abzusetzen, in dem sie gezahlt
werden. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gt Ã¼ber eine Pflegerentenversicherung und eine
"Trauerfall-direkt-Schutz-Versicherung". Letztere stellt eine Lebensversicherung dar,
da der begÃ¼nstigte Zeuge im Falle des Todes des KlÃ¤gers einen Geldbetrag ohne
Zweckbindung erhÃ¤lt. Weiterhin verfÃ¼gt der KlÃ¤ger Ã¼ber drei weitere
Krankenzusatzversicherungen zusÃ¤tzlich zur Versicherung bei der DAK. Der Zeuge
verfÃ¼gt Ã¼ber eine Hausratsversicherung, eine Glasversicherung, eine
Haftpflichtversicherung (die auch den KlÃ¤ger versichert), eine
Rechtsschutzversicherung, eine Unfallversicherung (die auch den KlÃ¤ger
versichert), eine Lebensversicherung und eine Pflegerentenversicherung. Diese
BeitrÃ¤ge sind nach Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII dann einkommensmindernd
abzusetzen, soweit sie gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und HÃ¶he
angemessen sind. Nach der herrschenden Meinung sind BeitrÃ¤ge fÃ¼r solche
Versicherungen als angemessen anzusehen, die einer Sicherung entsprechen, die
fÃ¼r in bescheidenen VerhÃ¤ltnissen lebende BÃ¼rger in einer ansonsten
vergleichbaren Lage Ã¼blich ist. Das BSG hat aus PraktikabilitÃ¤tsgrÃ¼nden eine
Ã�blichkeit angenommen, wenn davon ausgegangen werden kann, dass mehr als
50 % der Haushalte knapp oberhalb der Sozialhilfegrenze eine entsprechende
Versicherung abschlieÃ�en (Urteil vom 29.09.2009, B 8 SO 13/08 R). ErgÃ¤nzend
erscheint es sinnvoll, zur Ermittlung der Angemessenheit vom Zweck der Vorschrift
auszugehen. Die Einnahmen sollen nur um solche Aufwendungen gemindert
werden, die unvermeidbar oder notwendig sind oder den Zielen der Sozialhilfe
entsprechen (Schmidt in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 2. Aufl. 2014, Â§ 82 SGB
XII Rn. 74).

Einkommensmindernd zu berÃ¼cksichtigen sind danach die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
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private Haftpflichtversicherung des KlÃ¤gers und des Zeugen sowie die
Hausratsversicherung, nicht jedoch die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Rechtsschutzversicherung des Zeugen (vergleiche BSG, Urteil vom 29.09.2009, B 8
SO 13/08 R), die Glasversicherung (Geiger in LPK-SGB XII, Â§ 82 Rn. 82), die
zusÃ¤tzlichen Krankenversicherungen des KlÃ¤gers, da keine besonderen GrÃ¼nde
fÃ¼r diese Versicherungen vorgetragen oder ersichtlich sind (Schmidt a. a. O., Rn.
80.1) und die Lebensversicherungen des KlÃ¤gers und des Zeugen (Geiger a. a. O.).

Ebenso nicht zu berÃ¼cksichtigen ist die Unfallversicherung des Zeugen.
BezÃ¼glich dieser Versicherung ist die Rechtslage uneindeutig (vgl. Bayerisches
Landessozialgericht, Urteil vom 26. September 2016 â�� L 8 SO 295/14). Hier
scheint nach den AusfÃ¼hrungen des Senats im oben genannten Urteil die
Unfallversicherung in der HÃ¶he nicht angemessen. Denn nach den Empfehlungen
fÃ¼r den Abschluss einer Unfallversicherung ("Merkblatt Unfallversicherung" des
Bundes der Versicherten e. V.) wird fÃ¼r einen 50 jÃ¤hrigen BerufstÃ¤tigen das
Vierfache des Bruttojahreseinkommens als ausreichend angesehen. Der KlÃ¤ger
und der Zeuge sind bei VollinvaliditÃ¤t in HÃ¶he von 120.000 Euro versichert.
Weiterhin erhalten der KlÃ¤ger und der Zeuge beim Tod des Anderen eine
Todesfallleistung von 10.000 Euro, auch sind weitere Leistungen wie ein Unfall-
Krankenhaustagegeld sowie eine Kurkostenbeihilfe versichert. Da der KlÃ¤ger und
der Zeuge kein Erwerbseinkommen erzielen, erscheint diese Unfallversicherung
nicht notwendig. Denn eine Unfallversicherung soll insbesondere den
Einkommensausfall aufgrund von InvaliditÃ¤t auffangen. Die Rente erhalten der
KlÃ¤ger und der Zeuge jedoch unabhÃ¤ngig von ihrer LeistungsfÃ¤higkeit.

Bzgl. der Pflegerentenversicherung ist anzunehmen, dass fÃ¼r Personen, die
aufgrund geringer Mittel und Ersparnisse im Pflegefall ohnehin auf
Grundsicherungsleistungen angewiesen wÃ¤ren, der Abschluss einer Zusatz-
Pflegeversicherung nicht lohnt (Geiger a. a. O.). So liegt der Fall hier bzgl. des
KlÃ¤gers: Der KlÃ¤ger wÃ¤re aufgrund seiner Einkommens- und
VermÃ¶genssituation im Pflegefall wie bereits jetzt ohne BerÃ¼cksichtigung des
Einkommens und VermÃ¶gens des Zeugen auf Sozialhilfe angewiesen. BezÃ¼glich
des Zeugen erscheint die Pflege-Rentenversicherung jedoch angemessen, da er
aufgrund seines Einkommens wohl im Pflegefall keine Sozialhilfe beziehen wÃ¼rde
und es daher sinnvoll erscheint, fÃ¼r diese Situation zusÃ¤tzlich Vorsorge zu
betreiben, um im Falle der PflegebedÃ¼rftigkeit finanziell einen grÃ¶Ã�eren
Handlungsspielraum zu haben.

Einkommensmindernd zu berÃ¼cksichtigen ist gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII
daher nur die Pflege-Rentenversicherung des Zeugen in HÃ¶he von 58,55 Euro.

Insgesamt besteht daher ab April 2016 kein Bedarf des KlÃ¤gers, da das den Bedarf
des Zeugen Ã¼bersteigende Einkommen des Zeugen (1.023,36 Euro abzÃ¼gl.
58,55 Euro: 964,81 Euro ausreichend ist, den nicht durch das Einkommen des
KlÃ¤gers abgedeckten Bedarf (765,23 Euro) zu decken (Ã¼bersteigendes
Einkommen: 199.58 Euro).

Im Folgezeitraum haben sich an der Einkommenssituation des KlÃ¤gers und des
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Zeugen sowie an ihrer Bedarfslage keine wesentlichen Ã�nderungen ergeben. Die
DRV-Rente des KlÃ¤gers stieg zum 01.07.2016 auf 236,75 Euro, die DRV-Rente des
Zeugen auf 1.050,91 Euro. Aufgrund des erhÃ¶hten Einkommens ergibt sich ein
hÃ¶heres Ã¼bersteigendes Einkommen und demnach auch fÃ¼r den Zeitraum ab
01.07.2016 kein Anspruch auf Leistungen. Zum 01.01.2017 ist der Regelsatz auf
368.-Euro gestiegen, der MÃ¼nchenzuschlag verblieb unverÃ¤ndert bei 19.-Euro.
Der Bedarf hat sich danach fÃ¼r den KlÃ¤ger und den Zeugen zusammen um 8.-
Euro erhÃ¶ht. Auch fÃ¼r den Zeitraum ab 01.01.2017 ist daher wegen
Ã¼bersteigenden Einkommens grundsÃ¤tzlich kein Anspruch gegeben.

cc.
Etwas anderes ergibt sich fÃ¼r den Monat Februar 2017, in dem die
JahresprÃ¤mien fÃ¼r die Hausrats- und Haftpflichtversicherungen fÃ¤llig wurden
und gezahlt wurden. Die PrÃ¤mien betrugen 93,80 fÃ¼r die Haftpflichtversicherung
und 173,49 Euro fÃ¼r die Hausratsversicherung. Die Glasversicherung ist nicht
angemessen (s. o.).Es errechnet sich ein Bedarf von 67,71 Euro
(VersicherungsbeitrÃ¤ge 267,29 abzÃ¼gl. Ã¼bersteigendes Einkommen 199,58
Euro des Zeugen; vgl. Einkommens- und Bedarfsberechnung des KlÃ¤gers und des
Zeugen oben).

Im Ergebnis ist das Urteil des SG vom 11.12.2012 daher teilweise aufzuheben, dem
KlÃ¤ger nur fÃ¼r den Zeitraum Februar 2016 Leistungen i. H. v. 67,71 Euro
zuzusprechen und die Klage im Ã�brigen abzuweisen. Insoweit ist auch der
Ablehnungsbescheid vom 05.03.2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
06.10.2011 abzuÃ¤ndern.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Aufgrund des nur marginalen
Erfolgs der Klage, die auf Angaben des Zeugen beruht, die dieser erst im
Berufungsverfahren getÃ¤tigt hat, war eine anteilige Kostentragung der Beklagten
nicht angezeigt.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 12.12.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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